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Amtsblatt der Gemeinde Senden 

Bekanntmachung 

lnkrafttreten der 1. Änderung des Bebauungsplanes "Nordkirchener 
Straße" zur Errichtung einer Kindertagesstätte, Ottmarsbocholt 

147 

Der Rat der Gemeinde Senden hat in seiner Sitzung am 26.09.2017 die 1. Änderung 
des Bebauungsplanes "Nordkirchener Straße" im beschleunigten Verfahren nach § 13 a 
BauGB als Satzung gern. § 10 Abs. 1 BauGB beschlossen. Der Beschluss des Bebau­
ungsplanes als Satzung wird hiermit gem. § 10 Abs. 3 BauGB ortsüblich bekanntge­
macht Die Abgrenzung des Geltungsbereiches der Bebauungsplanänderung ist Teil 
dieser Bekanntmachung und als Übersichtsplan (siehe oben) beigefügt. 

Der Bebauungsplan und die Begründung können ab sofort während der Dienststunden 
im Rathaus Senden - Zimmer 303 I 304 (2. OG) - Münsterstraße 30, 48308 Senden, 
eingesehen werden. Über den Inhalt des Bebauungsplanes wird Auskunft gegeben. 

Mit dem Tage dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan in Kraft. 

Bekanntmachungsanordnung 
Der vom Rat der Gemeinde Senden in seiner Sitzung am 26.09.2017 gefasste Be­
schluss der 1. Änderung des Bebauungsplanes als Satzung gemäß § 1 0 Abs. 3 BauGB 
wird hiermit öffentlich bekanntgemacht 
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Hinweise: 

BauGB § 215 Abs. 1 
Frist für die Geltendmachunq der Verletzung von Vorschriften 
Unbeachtlich werden 
1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung der dort bezeich­

neten Verfahrens- und Formvorschriften, 
2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der Vorschrif-

ten über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans und 
3. nach§ 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 
wenn sie nicht innerhalb von einem Jahr seit Bekanntmachung des Flächennutzungs­
plans oder der Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung des die 
Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. Satz 1 gilt ent­
sprechend, wenn Fehler nach§ 214 Abs. 2a beachtlich sind. 

BauGB § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 
Entschädigungspflichtige. Fälligkeit und Erlöschen der Entschädigungsansprüche 
Der Entschädigungsberechtigte kann Entschädigungen verlangen, wenn die in den §§ 
39 bis 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind. Er kann die Fäl­
ligkeit des Anspruches dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der Entschädigung 
schriftlich bei dem Entschädigungspflichtigen beantragt. 
Ein Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf 
des Kalenderjahres, in dem die in Abs. 3 Satz 1 bezeichneten Vermögens-nachteile 
eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird. 

GO NRW § 7 Abs. 6 Satz 1 
Satzungen 
Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften dieses Gesetzes kann gegen 
Satzungen, sonstige ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach 
Ablauf eines Jahres seit der Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei 
denn, 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigever­

fahren wurde nicht durchgeführt, 
b) die Satzung oder die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächen­

nutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und 

dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

Abi.Gem.Senden 2017, S. 147-148 
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Amtsblatt der Gemeinde Senden 149 

Bekanntmachung 

lnkrafttreten des Bebauungsplanes "Quartiersentwicklung 
Haus Davert" im Bereich Kirchstraße I Davertweg, Ottmarsbocholt 

"' . - . 
(Übersichtsplan Geltungsbereich des Bebauungsplanes "Quartiersentwicklung 
Haus Davert", Ottmarsbocholt) 

Der Rat der Gemeinde Senden hat in seiner Sitzung am 26.09.2017 den Bebauungs­
plan "Quartiersentwicklung Haus Davert" im beschleunigten Verfahren nach § 13 a 
BauGB als Satzung gem. § 10 Abs. 1 BauGB beschlossen. Der Beschluss des Bebau­
ungsplanes als Satzung wird hiermit gem. § 1 0 Abs. 3 BauGB ortsüblich bekanntge­
macht Die Abgrenzung des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes ist Teil dieser 
Bekanntmachung und als Übersichtsplan (siehe oben) beigefügt. 

Der Bebauungsplan und die Begründung können ab sofort während der Dienststunden 
im Rathaus Senden - Zimmer 303 I 304 (2. OG) - Münsterstraße 30, 48308 Senden, 
eingesehen werden. Über den Inhalt des Bebauungsplanes wird Auskunft gegeben. 

Mit dem Tage dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan in Kraft. 

Bekanntmachungsanordnung 
Der vom Rat der Gemeinde Senden in seiner Sitzung am 26.09.2017 gefasste Be­
schluss des Bebauungsplanes als Satzung gemäß § 10 Abs. 3 BauGB wird hiermit öf­
fentlich bekanntgemacht 
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Hinweise: 

BauGB § 215 Abs. 1 
Frist für die Geltendmachunq der Verletzung von Vorschriften 
Unbeachtlich werden 
1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung der dort bezeich­

neten Verfahrens- und Formvorschriften, 
2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der Vorschrif-

ten über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans und 
3. nach§ 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 
wenn sie nicht innerhalb von einem Jahr seit Bekanntmachung des Flächennutzungs­
plans oder der Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung des die 
Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. Satz 1 gilt ent­
sprechend, wenn Fehler nach§ 214 Abs. 2a beachtlich sind. 

BauGB § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 
Entschädigungspflichtige, Fälligkeit und Erlöschen der Entschädigungsansprüche 
Der Entschädigungsberechtigte kann Entschädigungen verlangen, wenn die in den §§ 
39 bis 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind. Er kann die Fäl­
ligkeit des Anspruches dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der Entschädigung 
schriftlich bei dem Entschädigungspflichtigen beantragt. 
Ein Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf 
des Kalenderjahres, in dem die in Abs. 3 Satz 1 bezeichneten Vermögens-nachteile 
eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird. 

GO NRW § 7 Abs. 6 Satz 1 
Satzungen 
Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften dieses Gesetzes kann gegen 
Satzungen, sonstige ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach 
Ablauf eines Jahres seit der Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei 
denn, 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigever­

fahren wurde nicht durchgeführt, 
b) die Satzung oder die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächen­

nutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und 

dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

Abi.Gem.Senden 2017, 5. 149-150 
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Amtsblatt der Gemeinde Senden 151 

Bekanntmachung 

lnkrafttreten der 1. vereinfachten Änderung des vorhabenbezoge­
nen Bebauungsplanes "Biogasanlage Schulze Bölling", Dorfbauer­
schaft 13, Ottmarsbocholt 

Krolonbrook 

I ,o ·.\;,\ 
~- Hohen Kllmpe .;_ \ 

{ .\\ ".ß, ' ~.~~ -· .. Telghof!e 

~1 \~<;. ,., . (;' -'-
Übersichtsplan Geltungsbereich der Bebauungsplanänderung 

Der Rat der Gemeinde Senden hat in seiner Sitzung am 26.09.2017 die 1. verein­
fachten Änderung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes "Biogasanlage Schul­
ze Bölling", Dorfbauerschaft 13, Ottmarsbocholt, als Satzung gem. § 10 Abs. 1 
BauGB beschlossen. Der Beschluss der Bebauungsplanänderung als Satzung wird 
hiermit gem. § 10 Abs. 3 BauGB ortsüblich bekanntgemacht 

Die Abgrenzung des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes ist Teil dieser Be­
kanntmachung und als Übersichtsplan (siehe oben) beigefügt. 

Der Bebauungsplan und die Begründung können ab sofort während der Dienststun­
den im Rathaus Senden- Zimmer 303/304 (2. OG)- Münsterstraße 30, 48308 Sen­
den, eingesehen werden. Über den Inhalt des Bebauungsplanes wird Auskunft ge­
geben. 

Mit dem Tage dieser Bekanntmachung tritt die Bebauungsplanänderung in Kraft. 
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Hinweise: 

BauGB § 215 Abs. 1 
Frist für die Geltendmachunq der Verletzung von Vorschriften 
Unbeachtlich werden 
1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung der dort be­

zeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 
2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der Vor­

schriften über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungs­
plans und 

3. nach§ 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 
wenn sie nicht innerhalb von einem Jahr seit Bekanntmachung des Flächennut­
zungsplans oder der Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung 
des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. Satz 
1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach§ 214 Abs. 2a beachtlich sind. 

BauGB § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 
Entschädigungspflichtige, Fälligkeit und Erlöschen der Entschädigungsansprüche 
Der Entschädigungsberechtigte kann Entschädigungen verlangen, wenn die in den 
§§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind. Er kann die 
Fälligkeit des Anspruches dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der Entschädi­
gung schriftlich bei dem Entschädigungspflichtigen beantragt. 
Ein Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Ab­
lauf des Kalenderjahres, in dem die in Abs. 3 Satz 1 bezeichneten Vermögens­
nachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird. 

GO NRW § 7 Abs. 6 Satz 1 
Satzungen 
Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften dieses Gesetzes kann gegen 
Satzungen, sonstige ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach 
Ablauf eines Jahres seit der Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei 
denn, 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigever­

fahren wurde nicht durchgeführt, 
b) die Satzung oder die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächen­

nutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt 

und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt. 



Amtsblatt der Gemeinde Senden 153 

Bekanntmachungsanordnung 

Der vom Rat der Gemeinde Senden in seiner Sitzung am 26.09.2017 gefasste Be­
schluss des Bebauungsplanes als Satzung gemäß § 10 Abs. 3 BauGB wird hiermit 
öffentlich bekanntgemacht 

Übereinstimmungsbestätigung 

Es wird bestätigt, dass der Wortlaut der Satzung mit dem Ratsbeschluss vom 
26.09.2017- Sitzungsvorlage Nr. 156/17 -übereinstimmt und entsprechend den Vor­
schriften des § 2 Abs. 1 und 2 der Bekanntmachungsverordnung vom 26.08.1999 
verfahren worden ist. 

Az.: 622-00 
48308 Senden, 05.10.2017 

Der Bürg~~~~~) -~ 

_s:z:-··~ 
Sebastian Täger 

Abi.Gem.Senden 2017, 5. 151-153 
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154 Amtsblatt der Gemeinde Senden 

Bekanntmachung 

lokrafttreten des Bebauungsplanes "Hundeschule Münsterland", 
Brock 17, Bösenseil 

Der Rat der Gemeinde Senden hat in seiner Sitzung am 18.05.2017 den Bebau­
ungsplan "Hundeschule Münsterland", Brock 17, als Satzung gem. § 10 Abs. 1 
BauGB beschlossen. Der Beschluss des Bebauungsplanes als Satzung wird hiermit 
gern. § 10 Abs. 3 BauGB ortsüblich bekanntgemacht 

Die Abgrenzung des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes ist Teil dieser Be­
kanntmachung und als Übersichtsplan (siehe oben) beigefügt. 

Der Bebauungsplan, die Begründung und die zusammenfassende Erklärung können 
ab sofort während der Dienststunden im Rathaus Senden - Zimmer 303 I 304 (2. OG) 
- Münsterstraße 30, 48308 Senden, eingesehen werden. Über den Inhalt des Be­
bauungsplanes wird Auskunft gegeben. 

Mit dem Tage dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan in Kraft. 
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Hinweise: 

BauGB § 215 Abs. 1 
Frist für die Geltendmachunq der Verletzung von Vorschriften 
Unbeachtlich werden 

155 

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung der dort be­
zeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der Vor­
schriften über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungs­
plans und 

3. nach§ 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 
wenn sie nicht innerhalb von einem Jahr seit Bekanntmachung des Flächennut­
zungsplans oder der Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung 
des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. Satz 
1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach§ 214 Abs. 2a beachtlich sind. 

BauGB § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 
Entschädigungspflichtige, Fälligkeit und Erlöschen der Entschädigungsansprüche 
Der Entschädigungsberechtigte kann Entschädigungen verlangen, wenn die in den 
§§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind. Er kann die 
Fälligkeit des Anspruches dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der Entschädi­
gung schriftlich bei dem Entschädigungspflichtigen beantragt. 
Ein Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Ab­
lauf des Kalenderjahres, in dem die in Abs. 3 Satz 1 bezeichneten Vermögens­
nachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird. 

GO NRW § 7 Abs. 6 Satz 1 
Satzungen 
Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften dieses Gesetzes kann gegen 
Satzungen, sonstige ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach 
Ablauf eines Jahres seit der Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei 
denn, 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigever­

fahren wurde nicht durchgeführt, 
b) die Satzung oder die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächen­

nutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt 

und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt. 
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Bekanntmachungsanordnung 

Der vom Rat der Gemeinde Senden in seiner Sitzung am 18.05.2017 gefasste Be­
schluss des Bebauungsplanes als Satzung gemäß § 10 Abs. 3 BauGB wird hiermit 
öffentlich bekanntgemacht 

Übereinstimmungsbestätigung 

Es wird bestätigt, dass der Wortlaut der Satzung mit dem Ratsbeschluss vom 
18.05.2017 - Sitzungsvorlage Nr. 96/17 - übereinstimmt und entsprechend den Vor­
schriften des § 2 Abs. 1 und 2 der Bekanntmachungsverordnung vom 26.08.1999 
verfahren worden ist. 

Az.: 622-00 
48308 Senden, 05.10.2017 
Der Bürgermeister 

_, -------~ .. -~:-~-~~) ::;::> C: c .. --- --~;:/ - / .... -
_.,-, ~:::'-7 ... ..-- L_..,." 

Sebastian Täger 

Abi.Gem.Senden 2017, S. 154-156 
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Bekanntmachung 

Genehmigung und Wirksamkeit der 24. Änderung des Flächennut­
zungsplanes der Gemeinde Senden für den Bereich "Hundeschule 
Münsterland", Brock 17, Bösenseil 

Der Rat der Gemeinde Senden hat in seiner Sitzung am 18.05.2017 den Feststellungs­
beschluss für die 24. Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Senden ge­
fasst. 

Die Bezirksregierung Münster hat als höhere Verwaltungsbehörde zur Änderung des 
Flächennutzungsplanes der Gemeinde Senden nachstehenden Genehmigungsbe­
scheid erteilt: 
Gem. § 6 des Baugesetzbuches genehmige ich die vom Rat der Gemeinde Senden am 
18.05.2017 beschlossene 24. Änderung des Flächennutzungsplanes. 
Münster, den 18.09.2017, Bezirksregierung Münster, Az.: 35.02.01.300-012/2016.0001 
i. A. Grewe 

Die Abgrenzung des Geltungsbereiches der Änderung des Flächennutzungsplanes ist 
Teil dieser Bekanntmachung und als Übersichtsplan (siehe oben) beigefügt. 

Der geänderte Flächennutzungsplan, die Begründung und die zusammenfassende Er­
klärung können ab sofort während der Dienststunden im Rathaus Senden - Zimmer 303 
I 304 (2. OG) - Münsterstraße 30, 48308 Senden, eingesehen werden. Über den Inhalt 
der Flächennutzungsplanänderung wird Auskunft gegeben. 

Mit dem Tage dieser Bekanntmachung tritt die Änderung des Flächennutzungsplanes in 
Kraft. 
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Hinweise: 

BauGB § 215 Abs. 1 
Frist für die Geltendmachung der Verletzung von Vorschriften 
Unbeachtlich werden 
1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung der dort bezeich­

neten Verfahrens- und Formvorschriften, 
2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der Vorschrif­

ten über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans und 
3. nach§ 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 

wenn sie nicht innerhalb von einem Jahr seit Bekanntmachung des Flächennut­
zungsplans oder der Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung 
des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. 
Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach§ 214 Abs. 2a beachtlich sind. 

GO NRW § 7 Abs. 6 Satz 1 
Satzungen 
Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften dieses Gesetzes kann gegen 
Satzungen, sonstige ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach 
Ablauf eines Jahres seit der Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei 
denn, 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigever­

fahren wurde nicht durchgeführt, 
b) die Satzung oder die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächen­

nutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und 

dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 
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Übereinstimmungsbestätigung 

Es wird bestätigt, dass der Wortlaut der Flächennutzungsplanänderung mit dem Rats­
beschluss vom 18.05.2017- Sitzungsvorlage Nr. 96/17- sowie dem durch die Bezirks­
regierung Münster genehmigten Plan übereinstimmt und entsprechend den Vorschriften 
des§ 2 Abs. 1 und 2 der Bekanntmachungsverordnung vom 26.08.1999 verfahren wor­
den ist. 

Bekanntmachungsanordnung 

Der vom Rat der Gemeinde Senden in seiner Sitzung am 18.05.2017 gefasste Feststel­
lungbeschluss des Flächennutzungsplanes und seine Genehmigung durch die Bezirks­
regierung Münster wird hiermit öffentlich bekanntgemacht 

Abi.Gem.Senden 2017, S. 157-159 
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160 Amtsblatt der Gemeinde Senden 

Bekanntmachung 

lnkrafttreten des Bebauungsplanes 
"Feuerwehrgerätehaus Bösensell", Bösenseil 

Übersichtsplan Geltungsbereich des Bebauungsplanes "Feuerwehrgeräthaus Bös~nsell", 
Bösenseil 

Der Rat der Gemeinde Senden hat in seiner Sitzung am 26.09.2017 den Bebau­
ungsplan "Feuerwehrgerätehaus Bösensell" als Satzung gem. § 10 Abs. 1 BauGB 
beschlossen. Der Beschluss des Bebauungsplanes als Satzung wird hiermit gem. 
§ 1 0 Abs. 3 BauGB ortsüblich bekanntgemacht 

Die Abgrenzung des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes ist Teil dieser Be­
kanntmachung und als Übersichtsplan (siehe oben) beigefügt. 

Der Bebauungsplan und die Begründung können ab sofort während der Dienststun­
den im Rathaus Senden - Zimmer 303 I 304 (2. OG) - Münsterstraße 30, 48308 Sen­
den, eingesehen werden. Über den Inhalt des Bebauungsplanes wird Auskunft ge­
geben. 

Mit dem Tage dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan in Kraft. 
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Hinweise: 

BauGB § 215 Abs. 1 
Frist für die Geltendmachung der Verletzung von Vorschriften 
Unbeachtlich werden 
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1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung der dort be­
zeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der Vor­
schriften über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungs­
plans und 

3. nach§ 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 
wenn sie nicht innerhalb von einem Jahr seit Bekanntmachung des Flächennut­
zungsplans oder der Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung 
des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. Satz 
1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach§ 214 Abs. 2a beachtlich sind. 

BauGB § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 
Entschädigungspflichtige, Fälligkeit und Erlöschen der Entschädigungsansprüche 
Der Entschädigungsberechtigte kann Entschädigungen verlangen, wenn die in den 
§§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind. Er kann die 
Fälligkeit des Anspruches dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der Entschädi­
gung schriftlich bei dem Entschädigungspflichtigen beantragt. 
Ein Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Ab­
lauf des Kalenderjahres, in dem die in Abs. 3 Satz 1 bezeichneten Vermögens­
nachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird. 

GO NRW § 7 Abs. 6 Satz 1 
Satzungen 
Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften dieses Gesetzes kann gegen 
Satzungen, sonstige ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach 
Ablauf eines Jahres seit der Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei 
denn, 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigever­

fahren wurde nicht durchgeführt, 
b) die Satzung oder die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächen­

nutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt 

und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt. 
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Bekanntmachungsanordnung 

Der vom Rat der Gemeinde Senden in seiner Sitzung am 26.09.2017 gefasste Be­
schluss des Bebauungsplanes als Satzung gemäß § 10 Abs. 3 BauGB wird hiermit 
öffentlich bekanntgemacht 

Übereinstimmungsbestätigung 

Es wird bestätigt, dass der Wortlaut der Satzung mit dem Ratsbeschluss vom 
26.09.2017- Sitzungsvorlage Nr. 155/17- übereinstimmt und entsprechend den Vor­
schriften des § 2 Abs. 1 und 2 der Bekanntmachungsverordnung vom 26.08.1999 
verfahren worden ist. 

Az.: 622-00 
48308 Senden, 05.10.2017 
Der Bürger~lsJer) 
~ -­

.>- -4;5 
Sebastian Täger 
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Bekanntmachung 

lnkrafttreten der 3. (vereinfachten) Änderung des Bebauungsplanes 
"Breuings Gärten", Senden 

~ - ' 

Ubersichtsplan Geltungsbereich der 3. 
"Breuings Gärten", Senden 

Der Rat der Gemeinde Senden hat in seiner Sitzung am 26.09.2017 den Bebau­
ungsplan "Breuings Gärten" als Satzung gem. § 10 Abs. 1 BauGB beschlossen. Der 
Beschluss der Bebauungsplanänderung als Satzung wird hiermit gem. § 10 Abs. 3 
BauGB ortsüblich bekanntgemacht 

Die Abgrenzung des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes ist Teil dieser Be­
kanntmachung und als Übersichtsplan (siehe oben) beigefügt. 

Der Bebauungsplan und die Begründung können ab sofort während der Dienststun­
den im Rathaus Senden - Zimmer 303 I 304 (2. OG) - Münsterstraße 30, 48308 Sen­
den, eingesehen werden. Über den Inhalt des Bebauungsplanes wird Auskunft ge­
geben. 

Mit dem Tage dieser Bekanntmachung tritt die Bebauungsplanänderung in Kraft. 
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Hinweise: 

BauGB § 215 Abs. 1 
Frist für die Geltendmachung der Verletzung von Vorschriften 
Unbeachtlich werden 
1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung der dort be­

zeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 
2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der Vor­

schriften über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungs­
plans und 

3. nach§ 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 
wenn sie nicht innerhalb von einem Jahr seit Bekanntmachung des Flächennut­
zungsplans oder der Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung 
des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. Satz 
1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach§ 214 Abs. 2a beachtlich sind. 

BauGB § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 
Entschädigungspflichtige, Fälligkeit und Erlöschen der Entschädigungsansprüche 
Der Entschädigungsberechtigte kann Entschädigungen verlangen, wenn die in den 
§§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind. Er kann die 
Fälligkeit des Anspruches dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der Entschädi­
gung schriftlich bei dem Entschädigungspflichtigen beantragt. 
Ein Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Ab­
lauf des Kalenderjahres, in dem die in Abs. 3 Satz 1 bezeichneten Vermögens­
nachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird. 

GO NRW § 7 Abs. 6 Satz 1 
Satzungen 
Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften dieses Gesetzes kann gegen 
Satzungen, sonstige ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach 
Ablauf eines Jahres seit der Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei 
denn, 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigever­

fahren wurde nicht durchgeführt, 
b) die Satzung oder die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächen­

nutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt 

und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt. 
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Bekanntmachungsanordnung 

Der vom Rat der Gemeinde Senden in seiner Sitzung am 26.09.2017 gefasste Be­
schluss des Bebauungsplanes als Satzung gemäß § 10 Abs. 3 BauGB wird hiermit 
öffentlich bekanntgemacht 

Übereinstimmungsbestätigung 

Es wird bestätigt, dass der Wortlaut der Satzung mit dem Ratsbeschluss vom 
26.09.2017 - Sitzungsvorlage Nr. 154/17 - übereinstimmt und entsprechend den Vor­
schriften des § 2 Abs. 1 und 2 der Bekanntmachungsverordnung vom 26.08.1999 
verfahren worden ist. 

Az.: 622-00 
48308 Senden, 05.10.2017 

Der Bürge~~2~,~~!~~- __ ./~ 
C:::(----- . ..::::~ 

-~· -;?1' 
Sebastian Täger 
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.· ... ·· .. . ·Offentliche···Bekanhtmachung 

65 Widerspruchsrecht nach § 36 Absatz 2 Bundesmeldegesetz 

Gemäß § 58 des Gesetzes zur Änderung wehrrechtlicher Vorschriften 2011 (Wehr­
rechtsänderungsgesetz 2011- WehrRÄndG 2011) vom 01. Juli 2011 wird hiermit das 
Widerspruchsrecht gegen die Weitergabe personenbezogener Daten öffentlich be­
kannt gemacht. 

"§ 58 Abs. 1 WehrRÄndG: 

(1) Zum Zwecke der Übersendung von Informationsmaterial nach Abs. 2 Satz 
1 übermitteln die Meldebehörden dem Bundesamt für Wehrverwaltung 
jährlich bis zum 31. März folgende Daten zu Personen mit deutscher 
Staatsangehörigkeit, die im nächsten Jahr volljährig werden 

1. Familienname 
2. Vorname 
3. gegenwärtige Anschrift 

Die Datenübermittlung unterbleibt, wenn die Betroffenen ihr nach § 36 Abs. 
2 des Bundesmeldegesetzes widersprochen haben. 

(2) Die erhobenen Daten dürfen nur zur Übersendung von Informationsmateri­
al über Tätigkeiten in den Streitkräften verwendet werden. Sie sind zu lö­
schen, wenn die Betroffenen dies verlangen, spätestens jedoch nach Ab­
lauf eines Jahres nach der erstmaligen Speicherung der Daten bei dem 
Bundesamt für Wehrverwaltung." 

Der Widerspruch ist persönlich oder schriftlich einzulegen bei der 

Gemeinde Senden 
Bürgerbüro 

Münsterstraße 30 
48308 Senden 

Öffnungszeiten des Bürgerbüros: Montag bis Freitag 
Donnerstag 

08.00 Uhr bis 16.00 Uhr 
08.00 Uhr bis 19.00 Uhr 

Bei der persönlichen Vorsprache ist der Personalausweis oder Reisepass vorzule­
gen. 

Senden, 28.09.2017 

Gemeinde Senden 
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66 Widerspruchsrecht und Einwilligung bei Melderegisterauskünften 

Die Meldebehörde weist darauf hin, dass das Bundesmeldegesetz (BMG) für folgen­
de Datenübermittlungen aus dem Melderegister ein Widerspruchs- oder Einwilli­
gungsrecht vorsieht. 

1. Datenübermittlung an öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften 
(§ 42 Abs. 3 BMG) 

2. Datenübermittlung an Parteien und Wählergruppen und anderen Trägem 
von Wahlvorschlägen im Zusammenhang mit Wahlen und Abstimmungen 
(§50 Abs. 5 BMG) 

3. Datenübermittlung nach § 58 Wehrpflichtgesetz 
(§ 36 Abs. 2 BMG) 

4. Auskünfte über Alters- und Ehejubiläen 
(§50 Abs. 5 BMG) 

5. Datenübermittlung an Adressbuchverlage 
(§ 44 Abs. 3 BMG) 

Die Widersprüche gelten unbefristet bzw. bis auf Widerruf für das Melderegister des 
Einwohnermeldeamtes, bei dem sie eingelegt wurden. 
Widersprüche und Einwilligungen nimmt das Bürgerbüro im Rathaus entgegen. 

Bereits bestehende Übermittlungssperren nach dem Melderechtsrahmen-oder 
Meldegesetz für das Land Nordrhein-Westfalen werden analog übernommen 
und brauchen nicht neu erklärt werden. 
Die Übermittlungssperre bei Internetauskünften entfällt ersatzlos. 

Senden, 28.09.2017 

Gemeinde Senden 

De_rqür ermeister 
~------

C----~····- ~~--:;···-

Täger 

I 
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B a c h s c h a u 2017 

Die diesjährige Herbstwasserschau im Bereich des Wasser- und Bodenverbandes 
"Stever- Senden" findet statt am : 

Dienstag, 21.11.2016, 9.00 Uhr 

Treffpunkt: Raiffeisenmarkt 
Senden, Daimlerstr. 2 

Donnerstag, 30.11.2017, 9.00 Uhr 

Treffpunkt: Gaststätte Lindfeld 
Senden-Ottmarsbocholt 

Stever von Einmündung Kleu­
terbach bis Gaubrücke Senden 

Stever von Gaubrücke 
Senden bis Appelhülsen 

Rinnbach 

Die Mitglieder des Verbandes sind berechtigt, an der Verbandsschau teilzunehmen. 
Die Gewässereigentümer und -anlieger werden gebeten, das Räumgut bis zu den 
genannten Terminen zu beseitigen. 

48308 Senden, 21.09.2017 

Bekanntmachungsanordnung: 
Vorstehendes wird hiermit 
öffentlich bekannt gemacht. 

Az.: I 035-01 
48308 Senden, 10.10.2017 

~ster 

Täger 
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Wasser- und Bodenverband 
Stever - Senden 

gez. Karl Schulze- Forsthövel 
- Verbandsvorsteher -
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Gemeinde Senden 
-als örtliche Ordnungsbehorde­
Der Bürgermeister 

111-123-60 Senden, 02.10.2017 

68 ln dem Monat September 2017 wurden beim Fachbereich Ordnung der Gemeinde Senden 
folgende Gegenstände als gefunden gemeldet, deren Eigentümer bislang nicht ermittelt 
werden konnten: 

2 Herrenfahrräder 
1 Kinderfahrrad 
3 Brillen 
4 Katzen 
1 Rollator 
1 Fernglas 
3 Handys 
1 Kinderarmbanduhr 
Bargeld 
diverse Schlüssel 

Eigentumsansprüche können im Rathaus, Bürgerbüro, Münsterstraße 30, 48308 Senden 
geltend gemacht werden. 

Im gleichen Zeitraum wurden folgende Verluste gemeldet: 

2 Geldbörsen 
1 Herrenrad 
1 Kater 
1 Musikbox 
diverse Schlüssel 
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